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Prozesskurator einer Privatstiftung 
 

Vertrat ein möglicher Kurator seit Jahren jene Begünstigten der Privatstiftung, die bekämpf-
te Abberufungsbeschlüsse gefasst haben, und zwar gerade auch in dem von dem Prozess-
gegner des Kuranden unter anderem gegen die Begünstigten geführten Prozess, der die 
Unwirksamerklärung einer Abberufungen zum Gegenstand hatte, handelt es sich möglich-
erweise um eine für die Funktion des Prozesskurators der PS aus rechtlichen Gründen 
ungeeignete Person. Dem Prozessgegner des Kuranden steht hier eine Rechtsmittelbefug-
nis gegen die Auswahl der Person des Kurators zu. 

PSG: § 15 Abs 3a 

 

 

OGH 19.11.2014, 6 
Ob 148/14d 

 

Spruch 

Dem außerordentlichen Revisionsrekurs 

wird Folge gegeben. 

 

Der angefochtene Beschluss wird aufge-

hoben und dem Rekursgericht die Ent-

scheidung über den Rekurs unter Ab-

standnahme vom gebrauchten Zurückwei-

sungsgrund aufgetragen. 

Text 

Begründung: 

Die Kläger, die Mitglieder des Vorstands 

der beklagten Privatstiftung sind, bean-

tragten in ihrer auf Feststellung der Nich-

tigkeit der von Begünstigten gefassten 

Beschlüsse auf ihre Abberufung gerichte-

ten Klage, für die Beklagte einen Pro-

zesskurator zu bestellen. Eine bestimmte 

Person, die zum Kurator bestellt werden 

sollte, nannten sie nicht. 

Das Erstgericht bestellte die Huber Ebmer 

Partner Rechtsanwälte GmbH zum Pro-

zesskurator der Beklagten. 

Das Rekursgericht wies den Rekurs der 

Kläger als unzulässig zurück und sprach 

aus, dass der Wert des Entscheidungsge-

genstands 30.000 EUR übersteigt und der 

ordentliche Revisionsrekurs nicht zulässig 

ist. Dem Prozessgegner stehe nach ständi-

ger höchstgerichtlicher Rechtsprechung 

kein Rekursrecht in der Frage der Aus-

wahl der Person des Kurators zu. 

Der außerordentliche Revisionsrekurs der 

Kläger ist zulässig und berechtigt. 

Rechtliche Beurteilung 

Nach ständiger Rechtsprechung des 

Obersten Gerichtshofs kommt zwar dem 

Prozessgegner des Kuranden gegen die 

Auswahl der Person des Kurators kein 

Rekursrecht zu (vgl RIS-Justiz 

RS0006245; RS0006247; RS0049028), 

wird doch mit der Auswahl der Person 

des Vertreters nicht in die subjektiven 

Rechte des ansonsten am Verfahren Be-

teiligten eingegriffen (6 Ob 131/00h 

mwN; 6 Ob 225/04p). Im vorliegenden 

Fall richtete sich der Rekurs aber nicht 

bloß gegen die Auswahl der Person des 

Kurators. 

Die Kläger machten im Rekurs geltend: 

Der Kurator vertrete seit Jahren jene 

Begünstigten der beklagten Privatstiftung, 

die die bekämpften Abberufungsbeschlüs-

se gefasst hätten, und zwar gerade auch in 

dem von den Klägern unter anderem 

gegen die Begünstigten geführten Pro-

zess, der die Unwirksamerklärung ihrer 

Abberufungen zum Gegenstand hatte und 

mit Klagsabweisung endete, weil die 

Klage gegen die Privatstiftung selbst zu 

richten gewesen wäre (s 6 Ob 41/14v). Es 

sei davon auszugehen, dass zwischen den 

Begünstigten und dem Prozesskurator 

zumindest ein faktisches Weisungsver-

hältnis in Bezug auf die Tätigkeit des 

Prozesskurators der Beklagten im vorlie-

genden Verfahren bestehe. Die Bestellung 

widerspreche der Bestimmung des § 15 

Abs 3a PSG. Jedenfalls liege aber in 

Bezug auf den Prozesskurator eine mate-

rielle Interessenkollision vor. Eine gleich-

zeitige Wahrung der Interessen der Be-

klagten und der beiden Begünstigten in 

Bezug auf den selben Sachverhalt sei 

aufgrund der unterschiedlichen Interes-

senlage der Beklagten und deren Begüns-

tigten nicht möglich. 

Die Rechtsmittelwerber machten also 

geltend, dass eine für die Funktion des 

Prozesskurators im konkreten Fall aus 

rechtlichen Gründen ungeeignete Person 

zum Prozesskurator bestellt, der Mangel 

der Vertretung der Beklagten daher durch 

den Beschluss des Erstgerichts gerade 

nicht behoben und so in ihre Rechtssphäre 

als zur Antragstellung nach § 8 ZPO 

Berufene eingegriffen wurde. Ihre 

Rechtsmittelbefugnis ist daher zu bejahen. 

Das Rekursgericht hat somit das Rechts-

mittel der Kläger zu Unrecht aus pro-

zessualen Erwägungen zurückgewiesen. 

Der angefochtene Beschluss ist daher 

aufzuheben und dem Gericht zweiter 

Instanz die Entscheidung in der Sache 

aufzutragen. 

 


